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71/187. Moratorium für die Anwendung der Todesstrafe 
 
 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Zielen und 
Grundsätzen, 

 in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
1
, des Internationa-

len Paktes über bürgerliche und politische Rechte
2
 und des Übereinkommens über die 

Rechte des Kindes
3
, 

 unter Hinweis auf das Zweite Fakultativprotokoll zu dem Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe

4
 und in dieser Hinsicht 

begrüßend, dass immer mehr Staaten dem Zweiten Fakultativprotokoll beitreten und es ra-
tifizieren, 

 in Bekräftigung 
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beiträgt, und in der Erwägung, dass es keinen schlüssigen Beweis für den Abschreckungs-
wert der Todesstrafe gibt, 

 Kenntnis nehmend von den laufenden lokalen und nationalen Debatten und regiona-
len Initiativen zur Todesstrafe sowie von der Bereitschaft von immer mehr Mitgliedstaa-
ten, der Öffentlichkeit Informationen über die Anwendung der Todesstrafe zur Verfügung 
zu stellen, sowie in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von dem vom Menschenrechtsrat in 
seiner Resolution 26/2 vom 26. Juni 2014 gefassten Beschluss5, alle zwei Jahre eine Podi-
umsdiskussion auf hoher Ebene einzuberufen, um weiterhin einen Meinungsaustausch zur 
Frage der Todesstrafe zu führen, 

 in Anerkennung der Beiträge der nationalen Menschenrechtsinstitutionen zu den lau-
fenden lokalen und nationalen Debatten und regionalen Initiativen zur Todesstrafe, 

 unter Begrüßung der starken weltweiten Bewegung zur Abschaffung der Todesstrafe 
und der Tatsache, dass in vielen Staaten entweder per Gesetz oder in der Praxis Moratori-
en, darunter teilweise seit langem bestehende Moratorien, für die Anwendung der Todes-
strafe gelten, 

 betonend, dass Personen, denen die Todesstrafe droht, mit Menschlichkeit und unter 
Achtung der ihnen innewohnende Würde und der ihnen in den internationalen Menschen-
rechtsnormen zugestandenen Rechte behandelt werden müssen, 

 Kenntnis nehmend von der technischen Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten 
sowie von der Rolle der zuständigen Institutionen und Menschenrechtsmechanismen der 
Vereinten Nationen bei der Unterstützung der Bemühungen von Staaten zur Einführung 
von Moratorien für die Todesstrafe, 

 eingedenk der Tätigkeit der Mandatsträger der Sonderverfahren, die im Rahmen ihrer 
jeweiligen Mandate Menschenrechtsfragen im Zusammenhang mit der Todesstrafe behan-
delt haben, 

 1. bekräftigt das souveräne Recht aller Länder, im Einklang mit ihren völker-
rechtlichen Verpflichtungen ihre eigenen Rechtssysteme zu entwickeln, einschließlich der 
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